
Amt, Datum, Telefon

540 Büro für Integrierte Sozialplanung und Prävention,
12.04.2016, 51-2338

Drucksachen-Nr.

2933/2014-2020/1

Beschlussvorlage der Verwaltung Diese Vorlage
Nachtragsvorlage  ersetzt die Ursprungsvorlage.

 ergänzt die Ursprungsvorlage.

Grem ium Sitzung am Beratung

Jugendhilfeausschuss 13.04.2016 öffentlich

Bezirksvertretung Jöllenbeck 14.04.2016 öffentlich

Integrationsrat 27.04.2016 öffentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung von Flüchtlingen in den
Regelangeboten der Kinder- und Jugendarbeit sowie der Begegnungszentren

Betroffene Produktgruppe

11.06.01 – Förderung von Kindern/Prävention

Ggf. Frühere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Grem ium , Datum , TOP, Drucksachen-Nr.)

HBetA, 29.10.2015, TOP 5, Drucksachen-Nr. 2279/2014-2020
SGA, 24.11.2015, TOP 11.3, Drucksachen-Nr. 2424/2014-2020
FPA, 01.12.2015, TOP 23, Drucksachen-Nr. 2424/2014-2020/1
JHA, 02.12.2015, TOP 6.1, Drucksachen-Nr. 2424/2014-2020/1
Rat, 10.12.2015, TOP 17, Drucksachen-Nr. 2424/2014-2020/2

Beschlussvorschlag:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, zur Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 2. Dezember
2015 (Drs. 2424/2014-2020/2) in Stadtteilen mit einem hohen Anteil von geflüchteten
Menschen an der Bevölkerung Maßnahmen zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten
Versorgung in den Regelangeboten der Kinder- und Jugendarbeit sowie der
Begegnungszentren zu ergreifen und dabei  bestehende Angebotsstrukturen zu nutzen.
Die Verteilung der Mittel auf die Stadtteile und auf die Einrichtungen erfolgt entsprechend
der Anlage 1. Damit flexibel auf sich verändernde Bedarfe und zeitliche und/oder regionale
Anforderungen reagiert werden kann, werden  bei der Mittelvergabe mobile
Angebotsstrukturen berücksichtigt.

2. Die Finanzierung zusätzlicher Fachkraftstellen orientiert sich an den für Regelangebote der
Kinder- und Jugendarbeit festgelegten Pauschalen. Die Finanzierung der Sachkosten
orientiert sich an dem im Einzelfall entstehenden Aufwand.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Fachausschüsse über die weitere Umsetzung der
Maßnahmen zu informieren.

4. Um die Wirksamkeit der Maßnahmen abbilden zu können, umfasst der Projektzeitraum
eine Laufzeit von 2 Jahren.



Begründung:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss hat am 05.04.2016 eine Erweiterung des ursprünglichen
Beschlussvorschlages um Ziffer 4 beschlossen.

Beigeordneter

I n g o  N ü r n b e r g e r

Wenn die Begründung länger als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.


